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Anforderungen an die Anerkennung durch den Präsumtivvater
Sachverhalt

Einer unverheirateten Mutter, die beim Gespräch angegeben hatte, den vollständigen Namen des Vaters ihres Kindes nicht zu kennen, weil es sich dabei nur um eine kurze Ferienbekanntschaft in der Türkei gehandelt habe, bestellten wir einen Beistand nach Art. 308 und 309 ZGB. Nun hat der Beistand uns informiert, dass die Mutter den Vater ihres Kindes bei einem erneuten Ferienaufenthalt in der Türkei noch einmal getroffen habe. Dieser türkische Staatsangehörige sei verheiratet, habe sich aber von seiner Frau getrennt und lebe nun seit Januar 07 gemeinsam mit ihr und ihrem gemeinsamen Sohn zusammen. Er wolle die Vaterschaft für Tim anerkennen. Die Mutter schliesst eine andere Vaterschaft für Tim aus, der "Vater" habe keine Zweifel an seiner Vaterschaft. Der Beistand fragt uns nun an, ob er der Vormundschaftsbehörde mit Vaterschaftstest nachweisen muss, dass der "Vater" tatsächlich der Vater des Kindes ist oder ob es genügt, wenn dieser das Kind beim Zivilstandsamt anerkennt. 

Wie sehen Sie das? Gibt es dazu Empfehlungen/Richtlinien?

Erwägungen

1. Die Mutter des Kindes ist nicht verheiratet. Damit bedarf die Herstellung des väterlichen Kindesverhältnisses im Unterschied zur Situation der verheirateten Mutter, bei welcher der Ehemann immer von Gesetzes wegen als Kindsvater gilt (Art. 255 Abs. 1 ZGB), einer Anerkennung (Art. 260 ZGB) oder eines Vaterschaftsurteils (Art. 261 ZGB). Im vorliegenden Fall ist der Vater bereit, das Kind anzuerkennen.

2. Grundsätzlich steht das Recht, das Kind anzuerkennen, nur dem biologischen Vater zu oder demjenigen, der sich dafür hält (Meier/Stettler, Droit de la filiation, Tome I N. 95; Hegnauer, Berner Kommentar, Art. 260 N. 62). Eine durch einen offensichtlichen Nichtvater vorgenommene Gefälligkeitsanerkennung ist nicht zulässig, weil damit der Zweck dieses rechtlichen Instituts missbraucht wird (Meier/Stettler, a.a.O. Fn 165; Hegnauer, a.a.O.). Allerdings bedeutet die Gefälligkeitsanerkennung keinen ungültigen Rechtsakt, vielmehr bleibt auch sie solange bestehen, bis sie erfolgreich angefochten worden ist (Art. 260a ZGB; Hegnauer, a.a.O. N 62; Meier Stettler, a.a.O. Fn 165). Hegnauer weist allerdings darauf hin, dass es sich um Erschleichen einer falschen Beurkundung handeln könne (Art. 253 StGB), was in der Praxis allerdings kaum relevant scheint (vgl. die Kasuistik bei Markus Boog, Basler Kommentar zum StGB, N 10 zu Art. 253).

3. Unzulässig und vom Zivilstandsamt nicht akzeptierbar ist die Anerkennung nur dann, wenn sich der Anerkennende in guten Treuen (Art. 2 Abs. 1 ZGB) nicht für den Erzeuger halten darf:

a. wenn ein früheres Kindesverhältnis zwischen ihm und dem Kind durch Gutheissung eines Anfechtungsurteils rechtskräftig aufgehoben worden ist,
b. wenn eine Vaterschaftsklage gegen ihn abgewiesen worden ist,

c. wenn altersmässig eine Zeugung nicht möglich war,

d. wenn durch eine DNA-Analyse bewiesen ist, dass er nicht der Vater ist.

(Hegnauer, a.a.O.; Meier Stettler, N 95).


4. Der Beistand hat aufgrund der erhaltenen Informationen dafür zu sorgen, dass der Vater, welcher sich für den Erzeuger hält und dies gemäss Aussagen der Mutter auch ist, das Kind anerkennt. Ein Beweis der Vaterschaft ist nicht erforderlich, es genügt, dass der Anerkennende seine Vaterschaft als möglich halten kann. Das ist der Fall, wenn er während der Empfängniszeit der Mutter unter Umständen beiwohnte, welche geeignet waren, eine Schwangerschaft herbeizuführen. Diese Voraussetzung steht im Einklang mit der Behauptungslast des Klägers im Vaterschaftsprozess (Hegnauer, a.a.O. N 63).

5. Falls der Beistand mit der erfolgten Anerkennung nicht einverstanden wäre, weil er aufgrund verlässlicher Informationen mit grosser Wahrscheinlichkeit davon ausgehen müsste, dass der Anerkennende nicht der Erzeuger ist und durch die falsche Anerkennung das Kindeswohl gefährdet ist, müsste ihm die Vormundschaftsbehörde gestützt auf Art. 392 Ziff. 2 ZGB  ein neues Mandat erteilen, um die Anerkennung anzufechten. Allerdings gilt es diesbezüglich zu beachten, dass eine Anfechtung nur zulässig und geboten erscheint, wenn nach den gesamten Umständen zu schliessen ist, dem Kindeswohl diene kein Vater mehr als der falsche Vater oder aber der wahre Vater ist nachgewiesen und kann ins Recht gefasst werden (BGE 5C.292/2005 vom 16. März 2006, Zusammenfassung von Meier/Häberli in ZVW 2006 S. 197 f. ÜR 42-06). Eine falsche Vaterschaft darf durchaus in Frage gestellt werden, wenn ein Kind offenkundige Interessen daran hat, einen Registervater los zu werden (z.B. weil das Verhältnis mit dem Registervater aussichtslos zerrüttet, die Beziehung stark belastend oder gar traumatisierend ist und keine andern Interessen – z.B. enge Beziehungen zu Grosseltern oder Geschwistern - diese negativen Aspekte aufzuwiegen vermögen).

6. Damit lassen sich Ihre Fragen wie folgt beantworten:

a. Der Beistand fragt uns nun an, ob er der Vormundschaftsbehörde mit Vaterschaftstest nachweisen muss, dass der "Vater" tatsächlich der Vater des Kindes ist oder ob es genügt, wenn dieser das Kind beim Zivilstandsamt anerkennt. 
Das Kind kann ohne Nachweis der biologischen Vaterschaft vor dem Zivilstandsamt anerkannt werden. Der Beistand kann zwar die Eltern ermuntern, einen Test vorzunehmen, er wird aber nicht verhindern können, dass der Anerkennungswillige die Anerkennung ohne diese Grundlage vornimmt.  Andererseits muss der Beistand auf die Anerkennung drängen und so ohne Verzug das Kindesverhältnis herstellen lassen.

b. Gibt es dazu Empfehlungen/Richtlinien?
Mustersammlung zum Adoptions- und Kindesrecht, 4. Auflage, herausgegeben von der VBK, erarbeitet vom Autorenteam Bernhard Amrein, Albert Guler, Christoph Häfeli, Schulthess, erhältlich in allen Buchhandlungen und ergänzt durch eine CD mit Mustern und Modellen.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter, Lic. iur., Fürsprecher und Notar, Ligerz, 7. März 2007
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